
richts) bzw. beim Generalstaatsanwalt der 
DDR (nach Entscheidung des Staatsan­
walts) die Berechnung und Auszahlung der 
Entschädigung zu beantragen. Dieser An­
trag — der schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle des Gerichts erster 
Instanz bzw. beim Staatsanwalt des Krei­
ses eingereicht werden kann — muß Auf­
schluß über die genaue Höhe des Vermö­
gensschadens geben. Zu diesem Zweck 
sind Lohnbescheinigungen, Unterhaltsbe­
lege, Quittungen oder ähnliche, die Höhe 
des Anspruchs stützende Dokumente mit 
einzureichen. Die Entscheidung des Ober­
sten Gerichts bzw. des Generalstaatsanwalts 
ist endgültig.

War die Inhaftnahme oder die Verur­
teilung auf Grund einer wissentlich fal­
schen Anschuldigung erfolgt, kann der 
Staat gegenüber dem Täter der falschen 
Anschuldigung nach ihrer rechtskräftigen

Feststellung Regreßanspruch bis zur Höhe 
der geleisteten Entschädigung geltend 
machen (§ 372 a). Der Regreßanspruch wird 
von demjenigen geltend gemacht, der die 
Entschädigung gezahlt hat, d. h. vom 
Obersten Gericht oder vom Generalstaats­
anwalt. Wird der Entschädigte im Wege 
eines Kassations- oder Wiederaufnahme­
verfahrens unter Aufhebung der bisheri­
gen Entscheidung verurteilt, wird die ge­
zahlte Entschädigung auf dem Verwal­
tungswege eingezogen.6
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